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zögert wird (vgl. OG, Urteil vom 29. Juli 1975 — 1 ZzF 
11/75 - NJ 1978, Heft 4, S. 114).

Die Prozeßparteien sind nicht verpflichtet, sich über 
ihr gesamtes gemeinschaftliches Vermögen auseinander­
zusetzen (Abschn. B Ziff. 4 der OG-Rfchtlinie Nr. 24). 
Können sich die Beteiligten wider Erwarten über die 
Verteilung von Vermögensstücken oder über die Erfüllung 
gemeinsamer Verbindlichkeiten, die zunächst nicht mit 
in den Rechtsstreit einbezogen wurden, außergerichtlich 
doch nicht einigen, ist es in den vom Gesetz bestimmten 
Grenzen (Jahresfrist für bewegliche Sachen) möglich, ein 
weiteres Verfahren nach § 39 FGB einzuleiten. In diesem 
Rechtsstreit sind bereits ergangene rechtskräftige Ent­
scheidungen oder verbindliche Einigungen mit zu berück­
sichtigen. Notwendige Vermögensausgleichungen sind auf 
geeignete Weise im noch zu entscheidenden Verfahren 
vorzunehmen (vgl. OG, Urteil vom 4. Januar 1977 — 1 OFK 
24/76 - NJ 1977, Heft 7, S. 216).

Die Abweisung einer Berufung durch Beschluß als 
offensichtlich unbegründet (§ 157 Abs. 3 ZPO) ist auch im 
Vermögensauseinandersetzungsverfahren nur möglich, 
wenn in erster Instanz alle für die Entscheidung not­
wendigen Umstände ausreichend geklärt sind, in zweiter 
Instanz keine beachtlichen neuen Tatsachen vorgebracht 
wurden und die rechtliche Beurteilung des Gerichts erster 
Instanz zu keinen wesentlichen Bedenken Anlaß gibt. 
Wird die Berufungsschrift den gesetzlichen Erfordernissen 
nicht gerecht (§ 152 Abs. 2 ZPO), hat das Rechtsmittel­
gericht vor Abweisung der Berufung durch Beschluß die 
Ergänzung der Berufungsschrift zu verlangen und hierzu 
sachdienliche Hinweise zu geben (vgl. OG, Urteil vom 
7. September 1976 - 1 OFK 14/76 - NJ 1976, Heft 24, 
S. 756).

Konnte den Anträgen der Prozeßparteien nur zum 
Teil entsprochen werden und (oder) war über verhältnis­
mäßig viele Einzelpositionen zu befinden, ist es notwen­
dig, die Kostenentscheidung besonders sorgfältig zu be­
gründen. Es ist verständlich darzulegen, wer die im Ur­
teilsspruch angeführten Kostenanteile zu tragen hat und 
weshalb sie dem Betreffenden auferlegt wurden. Dem 
kommt besondere Bedeutung in Vermögensauseinander­
setzungsverfahren zu, die nicht mit der Ehesache verbun­
den sind, weil insoweit nach § 174 Abs. 3 Satz 2 ZPO die 
Absätze 1 und 2 dieser Bestimmung anzuwenden sind (vgl. 
OG, Urteil vom 31. Januar 1978 - 1 OFK 50/77 - NJ 
1978, Heft 5, S. 232).

Unter diesen oder ähnlichen Voraussetzungen ist es 
auch als erforderlich i. S. des § 171 Abs. 1 ZPO anzu­
sehen, daß das Gericht den Gebührenwert festsetzt. Der 
Beschluß ist ebenfalls ausreichend zu begründen. Zu be­
achten ist, daß der Gebührenwert für das Vermögens­
auseinandersetzungsverfahren auch in solchen Fällen, in 
denen die Prozeßparteien höhere Anträge gestellt haben, 
den Wert der Hälfte des gesamten Vermögens nicht über­
steigen darf. Gemeinsame Verbindlichkeiten der Prozeß­
parteien sind vom Wert der vorhandenen Vermögens­
stücke abzuzaehen (OG, Urteil vom 16. November 1976 
- 1 OFK 18/76 - NJ 1977, Heft 5, S. 153). 1 2 3
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Die materiellen Folgen schwererer Gesundheitsschäden 
treffen meist nicht nur den Geschädigten selbst, sondern 
auch seine Familie oder weitere einzelne Familienangehö­
rige. Die Auswirkungen können sehr verschieden sein. Sie 
können insbesondere darin bestehen, daß Angehörige
— finanziell, durch Sach- oder persönliche Leistungen, 

insbesondere durch Pflege oder durch Einschränkung 
ihrer eigenen Bedürfnisse, helfen und damit den vom 
Verantwortlichen zu ersetzenden Schaden teilweise zu­
nächst auf sich nehmen,

— durch Einkommensminderung des Verletzten oder den 
durch die Verletzung verursachten erhöhten Familien­
aufwand mit betroffen sind,

— durch den Ausfall persönlicher Leistungen des Ver­
letzten betroffen werden und diesen Ausfall durch 
erhöhte eigene Leistungen und/oder durch finanziellen 
Aufwand ausgleichen müssen.
Solche unterschiedlichen Auswirkungen können auch 

nebeneinander “Ö^treten. Damit entsteht die Frage, welche 
Folgen sich dafÄis für die Ersatzpflicht des Verantwort­
lichen und ihren Umfang ergeben.

Die Familie als Geschädigte

Die Familie ist in derartigen Fällen zumeist als soziale 
Gemeinschaft und damit auch als reale Vermögensgemein­
schaft unmittelbar geschädigt, zumindest soweit sie mit 
dem Verletzten in einem gemeinsamen Haushalt lebt.

Es wäre denkbar, aus der Stellung, die der Familie in 
der sozialistischen Gesellschaft zukommt, zu folgern, daß 
ihr als unmittelbar betroffener Gemeinschaft ein Anspruch 
auf Ersatz zustehen sollte. Die Familie ist jedoch nach 
geltendem Recht nicht Rechtssubjekt. Eine solche Rege­
lung wäre auch nicht zweckmäßig, da dann von Fall zu 
Fall ermittelt werden müßte, wer zu einem bestimmten 
Zeitpunkt oder ggf. für einen bestimmten Zeitraum zur 
Familie zu zählen ist oder nicht.

Irgendwelche Kriterien einer realen Lebensgemein­
schaft helfen hier nicht weiter, auch nicht die Zugehörig­
keit zum Haushalt, weil insbesondere mehrere Haushalte, 
z. B. der Eltern und erwachsener Kinder — u. U. teils ge­
trennt, teils gemeinsam — geführt und weil Verwandte 
in den Haushalt zeitweilig aufgenommen werden können 
oder ausscheiden. Es ist nicht möglich, hinreichend klare 
Kriterien zu entwickeln, die auch praktisch für den Ein­
zelfall überprüfbar sind, um aus der realen und variablen 
Gemeinschaft die notwendigen Folgerungen abzuleiten. 
Überdies müßte dann auch die gesetzliche Vertretung der 
Gesamtfamilie geklärt sein, wobei wiederum die Ver­
tretung der Ehegatten auch weiterhin anders zu regeln 
wäre als bei der Eltem-Kind-Beziehung und eine gesetz­
liche Vertretung zwischen sonstigen Angehörigen nicht in 
Betracht käme.

All dies würde unvermeidlich Rechtsunsicherheit mit 
sich bringen. Die Familie als solche scheidet damit sowohl 
nach geltendem Recht wie für weitere Überlegungen als 
möglicher Anspruchsberechtigter aus.1


